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Reform der Grundsteuer: Informationen zur 
Umstellung zum 1. Januar 2025 
 
Zum 1. Januar 2025 tritt die Reform der Grundsteuer in Kraft. Hintergrund sind ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts und das Ziel, die Grundsteuer auf eine 
zeitgemäße, nachvollziehbare und gerechte Grundlage zu stellen. Das umfangreiche 
Reformvorhaben ist für Land, Kommunen sowie Bürgerinnen und Bürger von großer 
Bedeutung. Deshalb informieren Landesregierung und kommunale Spitzenverbände 
knapp ein Jahr vor dem Inkrafttreten gemeinsam, um wesentliche Fragen kompakt und 
verständlich für die Menschen zu beantworten. Dazu haben sie ein gut zweiseitiges 
Papier entwickelt (Anlage). 
 
Finanzminister Gerald Heere erklärt: „Niedersachsen hat die Grundsteuerreform genutzt, um 
ein einfaches und zugleich gerechtes neues System nach dem Flächen-Lage-Modell zu 
installieren. Ein großer Vorteil dieses Modells ist auch, dass künftig keine weiteren 
Hauptfeststellungen nötig sind, die Eigentümerinnen und Eigentümer also nicht durch eine 
regelmäßige Erklärungspflicht belastet werden. Handlungsbedarf entsteht nur noch dann, 
wenn sich Änderungen beim Grundstück oder Gebäude ergeben oder sich die 
Eigentumsverhältnisse ändern. Erfreulich ist auch, dass die neue Bewertung aller Grundstücke 
in weiten Teilen abgeschlossen ist. Zu Jahresbeginn lagen der Steuerverwaltung rund 93 
Prozent der erforderlichen Erklärungen vor. In Niedersachsen waren also die allermeisten 
Beteiligten bereit, ihren staatsbürgerlichen Beitrag zu leisten, um den Gemeinden auch für die 
Zukunft einen wichtigen Teil ihrer Einnahmen zu ermöglichen und damit entscheidende 
Grundlagen zum Funktionieren des öffentlichen Gemeinwesens zu sichern.“ 
 
Der Niedersächsische Staatssekretär für Inneres und Sport, Stephan Manke, sagt: „Mit diesem 
Wechsel wird ein zeitgemäßes System geschaffen. Auch wenn dadurch möglicherweise bei 
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manchen Bürgerinnen und Bürgern an ihrer Grundsteuerbelastung Änderungen entstehen, 
führt dies zu aktuelleren Bemessungsgrundlagen und einer besseren Vergleichbarkeit der 
Grundsteuerlast innerhalb einer Kommune. Mir ist wichtig zu betonen, dass die Reform der 
Grundsteuer nicht Folge der insgesamt steigenden Finanzbedarfe der Kommunen ist. Die 
Angabe des aufkommensneutralen Hebesatzes durch die Kommunen wird dies 
nachvollziehbar machen.“ 
 
Prof. Dr. Hubert Meyer, Hauptgeschäftsführer des Niedersächsischen Landkreistags, hebt den 
erheblichen Aufwand von Land und Kommunen bei der Umstellung hervor: „3,5 Millionen 
Grundsteuererklärungen müssen von der Finanzverwaltung bearbeitet werden. Danach sind 
die Städte und Gemeinden am Zug, müssen die Daten in ihre EDV-Systeme übernehmen und 
in jedem Fall neue Grundsteuerbescheide erlassen. Eine Herkulesaufgabe, die Finanz- und 
Kommunalverwaltung gerade gemeinsam schultern. Für die Menschen steht aber im 
Vordergrund, was das für sie konkret bedeutet. Das Informationspapier gibt Antwort.“ 
 
Präsident Dr. Marco Trips, Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund, betont neben der 
Klarheit und Transparenz der Reform die zentrale Bedeutung der Grundsteuer für Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden: „Aufgrund der im Gesetz vorgesehen transparenten 
Vergleichs-Darstellung der Hebesätze kann niemand die Reform für geheime, intransparente 
Erhöhungen nutzen. Diese Form der Aufkommensneutralität ändert aber nichts an der sich 
zuspitzenden Finanznot der Kommunen.“ Es werde daher unabhängig von der Reform zu 
Erhöhungen kommen müssen. Das Grundsteueraufkommen bleibe zentral wichtig zur 
Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge und Finanzierung kommunaler Einrichtungen wie 
Schulen, KiTas und Feuerwehren. 
 
Hauptgeschäftsführer Dr. Jan Arning, Niedersächsischer Städtetag, lobt das niedersächsische 
Flächen-Lage-Modell: „Hier wird die Anzahl der Parameter geringgehalten. Dadurch ist die 
Umsetzung einfacher und weniger fehleranfällig als in anderen Bundesländern.“ Anders als 
beim Bundesmodell komme es auch nicht zu starken Verwerfungen bei der Bewertung der 
einzelnen Grundstücksarten, etwa zwischen zu Wohnzwecken und gewerblich genutzten 
Grundstücken. Er stellt ferner klar: „Die ganz überwiegende Mehrzahl der Städte und 
Gemeinden wird die Aufkommensneutralität im Zuge der Reform wahren. Danach wird es 
aufgrund der allgemeinen Finanznot der Kommunen aber mit Sicherheit wieder Erhöhungen 
geben.“ 
 
Mehr Information auf der Webseite des Landesamtes für Steuern Niedersachsen auf der 
Webseite https://lstn.niedersachsen.de/steuer/grundsteuer. 
 
Anlage: Informationspapier 

https://lstn.niedersachsen.de/steuer/grundsteuer
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Grundsteuerreform in Niedersachsen 

– Was heißt das für die Steuerpflichtigen? –  

 

1. Was ist die Grundsteuer? 

Die Grundsteuer wird auf den Grundbesitz erhoben. Hierzu gehören Grundstücke 
einschließlich der Gebäude sowie Betriebe der Land- und Forstwirtschaft. Gezahlt wird 
sie grundsätzlich von den Eigentümerinnen und Eigentümern. Bei Mietwohnungen 
wird sie in der Regel über die Nebenkosten von den Mieterinnen und Mietern getragen. 

 

2. Was wird über die Grundsteuer finanziert? 

Die durch die Grundsteuer erzielten Einnahmen fließen den Städten und Gemeinden 
zu. Als konjunkturunabhängige und verlässliche Einnahmequelle trägt die Grundsteuer 
wesentlich zur finanziellen Absicherung der Kommunen bei. Die Grundsteuer hat für 
die kommunalen Haushalte eine große Bedeutung. Nach der Gewerbesteuer und dem 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer stellt die Grundsteuer die drittgrößte 
Einnahmequelle der Kommunen dar. Das weitgehend stabile Aufkommen der 
Grundsteuer betrug 2022 in Niedersachsen fast 1,6 Milliarden Euro.  Diese Mittel 
benötigen die Städte und Gemeinden, um damit z. B. Schulen, Kitas, Schwimmbäder, 
Büchereien oder die Feuerwehr zu finanzieren und wichtige Investitionen in die örtliche 
Infrastruktur wie Straßen, Radwege oder Brücken vorzunehmen. Allein für 
Kindertagesstätten haben die niedersächsischen Kommunen 2021 knapp 2,2 Mrd. 
Euro und für den Schulbereich über 2,4 Mrd. Euro aus eigenen Mitteln aufgewandt. 
Die Ausgaben in den Bereichen der Infrastruktur und Daseinsvorsorge überschreiten 
somit deutlich die Einnahmen aus der Grundsteuer. Insoweit ist die Grundsteuer eine 
wichtige Säule zur Finanzierung der kommunalen Aufgaben.  
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3. Warum musste die Grundsteuer reformiert werden? 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte 2018 die Grundsteuer in ihrer bisherigen Form 
für verfassungswidrig, weil sie gegen den Gleichheitssatz verstoße. Basis für die 
Erhebung der Grundsteuer war der Verkehrswert des Grundstücks. Nachdem über 50 
Jahre kein Verfahren zur Immobilienbewertung stattgefunden hat, sich aber faktisch 
die Verhältnisse deutlich geändert haben (wie etwa Verkehrsanbindungen oder der 
Stand der Technik z.B. in Bezug auf Fenster oder Isolierung) kommt es zu 
Wertverzerrungen, die aus Sicht des Gerichts nicht mehr mit dem Gleichheitssatz 
vereinbar sind.  

Deshalb musste der Gesetzgeber die Grundsteuer reformieren, um das Aufkommen 
für die Kommunen zu sichern und die Neuregelungsfrist des 
Bundesverfassungsgerichts einzuhalten. Ab dem 01.01.2025 kann die Grundsteuer 
nur noch nach neuem Recht erhoben werden. Dafür hat der Bund ein komplexes 
Modell entwickelt, das dem alten Recht ähnlich ist, also auch weiterhin auf den 
Verkehrswert abstellt. Er hat zugleich den Ländern aber die Möglichkeit eingeräumt, 
ein eigenes Landesrecht für die Grundsteuer zu schaffen. 

Niedersachsen hat davon Gebrauch gemacht und sich für eine eigene Lösung 
entschieden, die aus Sicht des Landes das Äquivalenzprinzip, also die Gleichwertigkeit 
von kommunalen Daseinsvorsorgeangeboten und Gegenleistung in Form der 
Grundsteuer, wahrt und einfach und transparent ist. Zur Ermittlung der 
Steuerlastverteilung werden als Maßstab zuerst die Grundstücks- und 
Gebäudeflächengrößen sowie deren Nutzung herangezogen. Auf diese wird der 
Lagefaktor angewendet, der den Bodenrichtwert des jeweiligen Grundstücks und den 
durchschnittlichen Bodenrichtwert der Gemeinde berücksichtigt. Je höher der 
Bodenrichtwert eines Grundstücks innerhalb einer Gemeinde bewertet ist, desto höher 
ist der Lage-Faktor. Das Flächen-Lage-Modell ist leichter umsetzbar als das 
Bundesmodell und enthält im Vergleich dazu keine streitanfälligen 
Bestimmungsgrößen.  

Durch Multiplikation mit einer Steuermesszahl, die Steuerermäßigungen z.B. für 
Wohngrundstücke oder Denkmalschutz berücksichtigt, ergibt sich der 
Grundsteuermessbetrag auf den dann der je nach Stadt bzw. Gemeinde individuelle 
Hebesatz angewendet wird. Dieser Hebesatz muss für die jeweils in einer Gemeinde 
liegenden Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und für die in einer Gemeinde 
liegenden übrigen bebauten und unbebauten Grundstücke jeweils einheitlich sein. 
Zudem kann die Stadt bzw. Gemeinde einen Hebesatz für die baureifen Grundstücke 
festlegen. 

 

4.  Was heißt das für die Höhe meiner Grundsteuer? 

Bund, Länder und Kommunen sind sich einig, dass sich allein aus der Umstellung der 
Steuer auf ein neues Verfahren insgesamt kein höheres Steueraufkommen, also keine 
Steuererhöhung insgesamt, ergeben soll. Daran werden sich die Städte und 
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Gemeinden halten. Um für die notwendige Transparenz zu sorgen, verpflichtet der 
niedersächsische Gesetzgeber jede Kommune dazu, einen aufkommensneutralen 
Hebesatz auszuweisen. Wie in jedem anderen Jahr aber auch kann die individuelle 
Haushaltssituation einer Stadt oder einer Gemeinde unabhängig von der 
Verfahrensumstellung durchaus eine Anhebung der Hebesätze erfordern. Dies ist 
auch zulässig und im niedersächsischen Landesrecht klargestellt. 

In jedem Fall ist aber klar, dass mit der Grundsteuerreform keine Belastungsneutralität 
für die einzelnen Bürgerinnen und Bürger einhergehen kann, in dem Sinne, dass so 
viel gezahlt wird wie bisher. Denn das alte System mit den daraus resultierenden 
jeweiligen Beträgen wurde ja gerade vom BVerfG als verfassungswidrig angesehen. 
Die Höhe der Steuer, die individuell gezahlt wird, wird sich demnach in den meisten 
Fällen verändern. Einige Bürgerinnen und Bürger werden mehr bezahlen und andere 
weniger als vorher. Die durch die Grundsteuerreform festgestellten neuen Werte sind 
nicht mit den bisherigen Einheitswerten vergleichbar, da die neuen Beträge nach 
einem wertunabhängigen Verfahren ermittelt wurden und anders als zuvor keinen 
Verkehrswert oder vergleichbaren Wert darstellen. 

Mit der Veröffentlichung der aufkommensneutralen und der neuen Hebesätze der 
Kommunen wird Ende 2024 gerechnet. Ein aussagekräftiger Vergleich der alten mit 
der neuen individuellen Belastung ist somit erst Anfang 2025 möglich. Über die 
sogenannte Aufkommensneutralität in einer Kommune sagt allerdings der Hebesatz 
allein wie beschrieben nichts aus, da er insgesamt so gewählt werden dürfte, dass er 
die einzelnen Verschiebungen, die sich aus dem neuen System ergeben, bezogen auf 
das Gesamtaufkommen der Grundsteuer in der Stadt bzw. Gemeinde neutralisiert.  

 

 

Hannover im Februar 2024 

 


	Pressemitteilung

